
Wien. Anlässlich des internationa-
len Tags der Menschenrechte am
Sonntag, deren Verkündung durch
die Vereinten Nationen heuer übri-
gens ihr 75-Jahr-Jubiläum begeht,
sprach die Österreichische Liga für
Menschenrechte mehrere Pro-
blemfelder aus ihrer Sicht an. So
kritisierte Liga-Präsidentin Barbara
Helige (vormals Präsidentin der ös-
terreichischen Richtervereinigung)
etwa die Neugestaltung der Be-
schwerdestelle gegen Polizeige-
walt.

Eine solche Stelle kommt dann
zum Einsatz, wenn Vorwürfe gegen
die Polizei laut werden. Beispiele:
überbordende körperliche Gewalt
bei Festnahmen oder unverhältnis-
mäßige Härte gegen Aktivisten. So
hatte es etwa bei einer Klimade-
monstration im Mai 2019 in der
Wiener Innenstadt Misshandlungs-
vorwürfe gegeben, die auch Straf-
prozesse gegen Beamte nach sich
zogen. Laut türkis-grünem Regie-
rungsprogramm sollte eine neue
unabhängige Beschwerdestelle
eingerichtet werden. 

Genügend Unabhängigkeit?

Tatsächlich wurde, wie berichtet,
im März dieses Jahres (und damit
mit großer Verspätung) die neue
Ausgestaltung dieser Institution
vorgestellt. Für Menschenrechtsor-
ganisationen wie etwa Amnesty In-
ternational war die letztlich gefun-
dene Lösung von Anfang an eine
Enttäuschung. Denn die neue Stel-
le soll genau dort eingerichtet wer-
den, wo die alte ist: im Bundesamt
für Korruptionsbekämpfung (BAK)
– unter dem Dach des Innenminis-
teriums. Dieser Kritik schloss sich
nun Helige an: „Nein, die neue Stel-
le ist nicht unabhängig.“

Die Liga habe schon während
des Entstehungsprozesses eine ne-
gative Stellungnahme abgegeben.
Gefordert habe man: „Beschwer-
den sollten außerhalb der Polizei
aufgenommen werden.“ Helige:
„Wir haben uns aber nicht durch-
gesetzt.“

Immerhin gebe es bei der nun
beschlossenen Lösung gewisse
Fortschritte. Neu ist unter ande-
rem, dass ein Beirat außerhalb des
Innenministeriums eingerichtet
wird. Dieser soll unabhängig nach
außen kommunizieren dürfen.

Dieses Modell soll kommendes
Jahr umgesetzt werden.

Ferner verwies Helige auf Ent-
wicklungen, die sich durch den Ha-
mas-Terrorangriff auf Israel ver-
stärkt haben. Sie sprach von einer
mitunter bedrohlichen Situation
„für Jüdinnen und Juden, aber auch
für Frauen mit Kopftüchern“. Wei-
ter: „Es kann doch nicht sein, dass
Menschen Symbole ihres Glaubens
verstecken müssen, um sich vor
Hass und Attacken zu schützen.“

Auch die Situation unbegleite-
ter minderjähriger Flüchtlinge war
Thema des Jahresberichts der Men-
schenrechtsliga. Im Oktober habe
es mehr als 80 solcher „Kinder“ im
Erstaufnahmezentrum Traiskir-
chen gegeben. Diese „Fluchtwai-
sen“ hätten aber nicht dieselbe Un-
terstützung wie österreichische
Kinder, die ohne Eltern aufwach-
sen. Dies erläuterte Wolfgang Salm
von der Plattform „Gemeinsam für
Kinderrechte“.

Minderjährige Flüchtlinge

Auch für Minderjährige stelle ein
Asylantrag die einzige Möglichkeit
für einen Aufenthalt in Österreich
dar. Das Zulassungsverfahren ziehe
sich dann in der Regel mehrere Mo-
nate hin. In dieser Zeit müssten die
Minderjährigen oftmals in großen
Einrichtungen wie Traiskirchen
bleiben und würden keiner Obsor-
ge unterstellt, obgleich dies gesetz-
lich vorgesehen sei. Salm: „Es sollte

eine Obsorge ab dem Tag eins ge-
ben.“ Und: „Jedes Kind sollte eine
Person haben, die für seine Interes-
sen eintritt.“

Zur Erklärung: In der Regel sind
die Kinder- und Jugendanwalt-
schaften dafür zuständig, rechtli-
che, finanzielle und wirtschaftliche
Entscheidungen zum Wohl jener
Kinder zu treffen, die keine erzie-
hungsberechtigten Personen ha-
ben. Die Obsorge ist aber Länder-
sache und beginnt somit erst, wenn
die unbegleiteten minderjährigen

Flüchtlinge bestimmten Quartie-
ren in den Bundesländern zugeteilt
werden.

Die Länder selbst hätten es ih-
rerseits auch nicht unbedingt eilig,
minderjährige Flüchtlinge (oft aus
Afghanistan oder Syrien) aufzu-
nehmen, so die Kritik der Liga. So
vergingen in vielen Fällen Monate,
manchmal auch Jahre, ehe Kinder
und Jugendliche zu einer geregel-
ten Schulbildung kommen würden.
Forderung der Liga: „Das muss sich
ändern.“

Menschenrechte. Die Liga für Menschenrechte fordert mehr Unabhängigkeit bei Ermittlungen
gegen Polizeibeamte, dazu eine raschere Obsorge für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. 

Polizeigewalt: Kritik an Beschwerdestelle 

VON MANFRED SEEH

Die Liga für Menschenrechte ortet bei der Polizei Probleme in mehreren Themengebieten. [Imago / Harald Dostal]
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